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Gesetz 
vom 3. Dezember 2020 

über die Abänderung des Allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom 1. Juni 1811, im Fürs-
tentum Liechtenstein eingeführt aufgrund der Fürstlichen Verordnung 
vom 18. Februar 1812 (ASW), in der geltenden Fassung, wird wie folgt 
abgeändert: 

§ 903 

Ein Recht, dessen Erwerbung an einen bestimmten Tag gebunden ist, 
wird mit dem Anfang dieses Tages erworben. Die Rechtsfolgen der 
Nichterfüllung einer Verbindlichkeit oder eines Versäumnisses treten 
erst mit dem Ablauf des letzten Tages der Frist ein. Fällt der für die Ab-
gabe einer Erklärung oder für eine Leistung bestimmte letzte Tag auf 
einen Sonntag oder einen diesem gleichgestellten Tag (Art. 1 FAHG), so 
tritt an dessen Stelle, vorbehaltlich gegenteiliger Vereinbarung, der 
nächstfolgende Werktag. 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 82/2020 und 130/2020 
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II. 

Übergangsbestimmung 

Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes laufende Fristen 
findet das neue Recht Anwendung. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Fristenablaufhemmungsge-
setz vom 3. Dezember 2020 in Kraft. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 
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